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Verfahrensvermerke
Der Stadtrat der Stadt Lindau (B) hat in der Sitzung vom 25.10.2023 die Aufstellung des Bebauungsplanes 
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 04.11.2023 ortsüblich bekannt gemacht.

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit Unterrichtung sowie Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 25.09.2023  hat in der 
Zeit vom 06.11.2023 bis 01.12.2023  stattgefunden. 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 25.09.2023  hat in der Zeit vom 31.10.2023 bis 
27.11.2023  stattgefunden. 

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .............................. wurde mit der Begründung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .............................. bis ............................... öffentlich ausgelegt. 

Zum Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ........................... wurden die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .............................. bis ............................ 
beteiligt. 

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .............................. wurde mit der Begründung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom .............................. bis ............................... erneut 
öffentlich ausgelegt. 

Zum Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ........................... wurden die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 
.............................. bis ............................ erneut beteiligt. 

Die Stadt Lindau (B) hat mit Beschluss des Stadtrats vom ............................... den Bebauungsplan gemäß 
§ 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ............................... als Satzung beschlossen. 

Ausgefertigt

Lindau (B), den ..........................

............................
Dr. Claudia Alfons Oberbürgermeisterin

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan wurde am .......................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 
BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 

Lindau (B), den ..........................

............................
Dr. Claudia Alfons Oberbürgermeisterin

 

 

6   Bestandteile der Satzung
Der vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 135 "Neubau Aldi, Sennhofweg" besteht
aus der Planzeichnung und dem Textteil vom 20.02.2024 sowie dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan in der Fassung vom 16.02.2024.  

Dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 135 "Neubau Aldi, Sennhofweg" wird die 
Begründung vom 20.02.2024 beigefügt, ohne dessen Bestandteil zu sein.  
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15.13  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 135 "Neubau
Aldi, Sennhofweg" der Stadt Lindau (B). 

   

15.14  Abgrenzung ("Nutzungskordel") von unterschiedli-
chem Maß der Nutzung  

   

 Hauptfirstrichtung 

 DN ....° Dachneigung für Hauptgebäude 
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Der Baum ist bei Abgang durch eine entsprechende
Neupflanzung zu ersetzen. 

   

   Zu pflanzender Baum 2. Wuchsklasse, variabler
Standort innerhalb der jeweiligen privaten Grünflä-
che; es sind ausschließlich Gehölze aus der Pflanz-
liste zu "Pflanzungen im Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes" zu verwenden.
Der Baum ist bei Abgang durch eine entsprechende
Neupflanzung zu ersetzen. 

   

   Zu pflanzende Sträucher, variabler Standort inner-
halb der jeweiligen privaten Grünfläche; es sind aus-
schließlich Gehölze aus der Pflanzliste zu "Pflanzun-
gen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes" zu verwenden. Die Sträucher sind
bei Abgang durch entsprechende Neupflanzungen zu
ersetzen. 

   

13.2.2   

 

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für die Er-
haltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen; Pflanzbindung. 

Der Gehölzbestand ist zu erhalten, zu pflegen und zu
entwickeln. 

   

15.  Sonstige Planzeichen 

15.3  Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, sowie
für Fahrradständer bzw. das Unterstellen von Fahr-
rädern 

   

  Umgrenzung von Flächen für Stellplätze  

 

   

15.6   

 

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes 

   

Pflanzbindung 

   LS 
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   Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung
als Radweg 

    

   Verkehrsflächen als Begleitfläche; für Straßenbe-
gleitgrün, Stellplätze, Randflächen (z.B. Schotterra-
sen, Rasenpflaster etc.)  

    

6.4   Ein-/Ausfahrtsbereich 

    

   Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

   

10.  Festsetzungen zur Versickerung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB; Nr. 10.2. PlanZV) 

10.2   Versickerungsbereich 

In dem Bereich ist das Regenwasser zu versickern
(bspw. Mulden / Rigolen). Die Versickerungsmulde ist
mit einem bewachsenen Bodenfilter anzulegen, land-
schaftsgerecht einzubinden und zu begrünen. Ein
Dauerstau ist nicht zulässig. 

   

 Festsetzungen zur Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 & Nr. 25a&b BauGB; Nr. 9. & 

Nr. 13.2. PlanZV) 

13.2   Private Grünflächen als Ein- und Durchgrünung ohne
bauliche Anlagen 

 

   

   Zu pflanzender Baum, verbindlicher Standort, der in-
nerhalb der jeweiligen privaten Grünfläche um bis zu
1,00 m verschiebbar ist; es sind ausschließlich die mit
* markierten Gehölze aus der Pflanzliste zu "Pflan-
zungen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes" zu verwenden. Der Baum ist bei
Abgang durch eine entsprechende Neupflanzung zu
ersetzen. 

   

   Zu pflanzender Baum 1. Wuchsklasse, variabler
Standort innerhalb der jeweiligen privaten Grünflä-
che; es sind ausschließlich Gehölze aus der Pflanz-
liste zu "Pflanzungen im Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes" zu verwenden.

Private Grünflächen 

V
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SONahversorger

SOKindertagesstätte 

5   Zeichnerische Festsetzungen 

Planzeichenverordnung vom 18.12.1990
(BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 14.06.2021 (BGBl. I
S. 1802)

   

1.  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.4   Sondergebiet Nahversorger 

 

  

1.4    Sondergebiet Kindertagesstätte 

 

  

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 

2.6 GR …. m² Maximal zulässige Grundfläche 

   

2.8 GH … m ü. NHN  Maximal zulässige Gesamt-Gebäudehöhe über NHN

    

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 Abs. 1 BauNVO)

3.5  Baugrenze (überbaubare Grundstücksfläche für
Hauptgebäude). Die Überschreitung der Baugrenze
durch Eingangsüberdachungen ist zulässig. 

   

6.  Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

6.2   Straßenbegrenzungslinie als Abgrenzung zwischen
Verkehrsflächen und Verkehrsflächen mit besonderer
Zweckbestimmung  

   

6.3   Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung
als Fußweg 
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zu erstellen (entsprechend gelten § 21 Abs. 1, § 40 
Abs. 2 KrW-/AbfG und Art. 12 BayBodSchG Satz 1 u. 
2). 

Werden bei Aushubarbeiten Verunreinigungen des
Bodens festgestellt (z. B. Müllrückstände, Verfärbun-
gen des Bodens, auffälliger Geruch o. a.) ist das Land-
ratsamt Lindau und das Wasserwirtschaftsamt Kemp-
ten unverzüglich zu benachrichtigen. 

Schadstoffbelasteter Boden und Aushub ist entspre-
chend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vor-
schriften ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen,
entsprechende Nachweise sind zu führen und dem
Landratsamt auf Verlangen vorzulegen. 

   

4.16  Ergänzende Hinweise Datengrundlage: Auszug aus der Digitalen Flurkarte
(DFK) des Amtes für Digitalisierung, Breitband und
Vermessung, Stand: 08.2023 

Die Höhenangaben über NHN beziehen sich auf das
Bezugshöhensystem DHHN 12. 

   

4.17  Landwirtschaftliche 
Emissionen 

Die von den landwirtschaftlichen Flächen ausgehen-
den Lärm-, Geruchs- und Staubemissionen, die auch 
bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung entstehen,
sind entschädigungslos zu dulden. 

   

4.18  Plangenauigkeit Obwohl die Planzeichnung auf einer digitalen (CAD)
Grundlage erstellt ist (hohe Genauigkeit), können sich
im Rahmen der Ausführungsplanung und/oder der
späteren Einmessung Abweichungen ergeben (z.B.
unterschiedliche Ausformung der Verkehrsflächen,
unterschiedliche Grundstücksgrößen etc.). Weder die
Stadt Lindau (B) noch die Planungsbüros übernehmen 
hierfür die Gewähr. 
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Aus Aufenthaltsräumen von nicht zu ebener Erde lie-
genden Geschossen muss die Rettung von Personen
über zwei voneinander unabhängigen Rettungswe-
gen gewährleistet sein. Bei baulichen Anlagen ohne
besondere Art und Nutzung und einer Bauhöhe unter-
halb der Hochhausgrenze kann der 2. Rettungsweg 
auch über Leitern der Feuerwehr sichergestellt wer-
den, wenn die Feuerwehr über das erforderliche Ret-
tungsgerät verfügt. 

Bis zur Oberkante der Brüstung von zum Anleitern be-
stimmter Fenster oder Stellen ist dies eine genormte
Steckleiter mit einer Rettungshöhe von 7,20m, von
mehr als 7,20m ein genormtes Hubrettungsgerät. 

Sofern innerhalb der Hilfsfrist von 10 Minuten der 2.
Rettungsweg über entsprechend ausreichender Lei-
tern der Feuerwehr nicht sichergestellt werden kann,
sind zwei voneinander unabhängige bauliche Ret-
tungswege (notwendige Treppen) erforderlich. 

Bei Aufenthaltsräumen im Dachgeschoss müssen die
notwendigen Fenster mit Leitern der Feuerwehr direkt
anleiterbar sein (zweiter Rettungsweg).  

   

4.14  Bodendenkmalpflege Es wird darauf hingewiesen, dass bei allen Bodenein-
griffen im Planungsgebiet mit archäologischen Fun-
den gerechnet werden muss. Der betroffene Perso-
nenkreis (Eigentümer oder Besitzer des Grundstückes 
sowie Unternehmer und Leiter der Arbeiten) ist 
schriftlich auf die gesetzlichen Vorschriften zum Auf-
finden von archäologischen Objekten nach Art. 8 des 
Bayerischen Denkmalschutzgesetzes hinzuweisen.  

Alle Beobachtungen und Funde (unter anderem Bo-
denverfärbungen, Holzreste, Mauern, Metallgegen-
stände, Steingeräte, Scherben und Knochen) müssen
unverzüglich, d.d. ohne schuldhaftes Zögern, der Un-
teren Denkmalschutzbehörde oder direkt dem Baye-
rischen Landesamt für Denkmalpflege mitgeteilt wer-
den.  

Im Planbereich sind keine konkreten Hinweise auf Bo-
dendenkmäler bekannt. Es wird jedoch auf die Mög-
lichkeit eines Fundes und die damit verbundenen
Pflichten der Bauherren hinwiesen.   

   

4.15  Altlasten und Abfälle Bei Gebäudeabriss sind Abfallbilanzen über die Ver-
wertung, insbesondere der Vorbereitung zur Wieder-
verwendung und des Recyclings und die Beseitigung
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Kellertreppen o. Ä. zu achten. Sie sollten so hoch lie-
gen, dass kein Wasser zufließen kann. Maßnahmen
zur Verbesserung des Überflutungsschutzes sind
auch in die Gartengestaltung integrierbar. Bei der
Gartenanlage ist darauf zu achten, dass das Wasser
weg von kritischen (Gebäude-)Stellen fließt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass der natürliche Ab-
lauf des wild abfließenden Wassers weder zum Nach-
teil für den Ober- noch für den Unterlieger behindert 
oder verstärkt werden darf. Es wird daher empfohlen,
das Hangwasser im Zuge der Erschließung des Bau-
gebietes durch geeignete bauliche Vorkehrungen ab-
zufangen und schadlos abzuleiten. 

Keller und Tiefgarage sind wasserdicht und auftriebs-
sicher, vorzugsweise als "weiße Wanne" auszuführen.
Das bedeutet auch, dass z. B. alle Leitungs- und Rohr-
durchführungen dicht sein müssen. 

   

4.11  Städtische  
Stellplatzsatzung 

Für den gesamten Geltungsbereich des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes Nr. 135 "Neubau Aldi, 
Sennhofweg" gilt die städtische Stellplatzsatzung in
ihrer jeweils aktuellen Fassung. 

   

4.12  Freiflächengestal-
tungsplan 

Zum Bauantrag ist ein Freiflächengestaltungsplan 
vorzulegen. Die Freiflächengestaltungssatzung der 
Stadt Lindau (B) ist in ihrer jeweils aktuellen Fassung
zu berücksichtigen. 

   

4.13  Brandschutz Für die Zufahrten gelten die "Richtlinien über Flächen
für die Feuerwehr" – Fassung Februar 2007 – (AIIMBI 
Nr. 15/2008). 

Für die Ermittlung der Löschwasserversorgung gilt
das Regelwerk der DVGW Arbeitsblatt W 405 sowie 
Ziff. 5.1 IndBauRL. 

Als Hydranten sollten Überflurhydranten DN 100 vor-
gesehen werden. Die Abstände der Hydranten zuei-
nander sollten 100-200 m nicht überschreiten. 

Gewerbebetriebe, die auf Grund der Brandlasten die
Löschwasserversorgung aus der öffentlichen Was-
serversorgung überschreiten, sollten für den Objekt-
schutz selbstständig genügend Löschwasser (z.B.
Zisterne) vorhalten. 
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aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei verzichtet wer-
den. Als Alternativen für Rinnen und Fallrohre stehen
Chrom-Nickel-Stähle (Edelstahl), Aluminium, Kunst-
stoffe oder entsprechende Beschichtungen zur Ver-
fügung. 

   

4.8  Bodenschutz Mit dem natürlichen Bodenmaterial ist gemäß
BBodSchV § 12, Vollzugshilfe zur BBodSchV § 12, 
DIN 19731, DIN 18915 sowie dem vorliegenden Leitfa-
den zum Schutz der Böden bei Auftrag von kultivier-
baren Bodenaushub bzw. zu Erhaltung fruchtbaren 
und kulturfähigen bei Flächeninanspruchnahme scho-
nend umzugehen. Die gesetzlichen und fachlichen
Regelungen sind zu beachten und umzusetzen. 

Der belebte Oberboden und der ggf. kulturfähige Un-
terboden sind zu schonen, getrennt abzutragen,
fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu
schützen und möglichst wieder seiner ursprünglichen
Funktion bzw. Nutzung zuzuführen. 

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind insbesondere für 
Aushub und Zwischenlagerung zum Schutz des Bo-
dens vor physikalischen und stofflichen Beeinträchti-
gungen, sowie zur Verwertung des Bodenmaterials
die Vorgaben der DIN 18915 und DIN 19731 zu berück-
sichtigen. 

   

4.9  Grundwasserschutz Grundwasserbenutzungen bedürfen in der Regel ei-
ner wasserrechtlichen Erlaubnis gem. §§ 8, 9, 10 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG). 

Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwas-
ser hat der/die Unternehmer*in gem. § 49 Absatz 2 
WHG bei der Unteren Wasserbehörde des Landrats-
amtes unverzüglich anzuzeigen. Die Untere Wasser-
behörde trifft die erforderlichen Anordnungen. 

   

4.10  Überflutungsschutz Unter anderem bei Starkregen kann es aus verschie-
denen Gründen (Kanalüberlastung, Oberflächenab-
flüsse an Hanglagen, etc.) zu wild abfließenden Ober-
flächenabflüssen kommen. Um Überflutungen von
Gebäuden zu vermeiden bzw. das Überflutungsrisiko
zu reduzieren sind entsprechende (Schutz-)Vorkeh-
rungen zu treffen. Insbesondere ist auf die Höhenlage
der Lichtschächte, Lichthöfe und des Einstiegs der
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Während der Bauzeit sollten die für die Versickerung
vorgesehenen Flächen wie folgt vor Verdichtung ge-
schützt werden:  

 keine Lagerung von Baumaterialien und Bodenaus-
hub 

 kein Befahren  

 keine Nutzung als Waschplatz jeglicher Art 

Zur fachgerechten Planung und Bauüberwachung der
Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser ist
das Hinzuziehen eines Fachingenieurs sinnvoll. 

Das Versickern von Niederschlagswasser stellt eine
Gewässernutzung dar, die grundsätzlich einer recht-
lichen Erlaubnis durch das zuständige Landratsamt
bedarf. Inwiefern im Einzelfall eine erlaubnisfreie Ver-
sickerung durchgeführt werden kann (Niederschlags-
wasserfreistellungsverordnung (NWFreiV)) sollte von
der Bauherrschaft bei dem zuständigen Landratsamt
in Erfahrung gebracht werden. 

Nicht sickerfähiges Niederschlagswasser von befes-
tigten Flächen, die kleiner als 1.000 m² sind, darf bei 
Beachtung der TRENOG entsprechend § 25 WHG 
(Gemeingebrauch) in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 
Nr. 2 BayWG erlaubnisfrei in den nächstgelegenen
Vorfluter eingeleitet werden. 

Bei Ableitung von Niederschlagswasser aus befestig-
ten Flächen größer 1.000 m² über die bestehende Re-
genwasserkanalisation ist bei einer Erhöhung der
Wassermenge ein Wasserrechtsverfahren durchzu-
führen. Die technischen Anforderungen für die Einlei-
tung sind für die qualitative Betrachtung in der DWA-
Richtlinie A 102 und für die quantitative Beurteilung in 
den DWA-Richtlinien M 153 und A 117 geregelt. Eine 
entsprechende Abstimmung mit dem Betreiber der
Regenwasserkanalisation (die Garten- und Tiefbau-
betriebe Lindau) ist hierzu erforderlich. 

In privaten Grundstücken darf nur unverschmutztes
Niederschlagswasser versickert werden. Zur Vermei-
dung einer Verunreinigung des Niederschlagswassers
sollte auf Tätigkeiten wie z. B. Reinigungsarbeiten, 
Be- und Entladungsarbeiten gefährlicher Stoffe etc.
verzichtet werden. Die Autowäsche auf einem Privat-
grundstück ist per Gesetz nicht zulässig; die gemein-
deeigenen Regelungen sind zu beachten und können
beim jeweiligen Ordnungsamt angefragt werden. 

Auch für die nicht großflächigen baukonstruktiven
Elemente sollte auf die Verwendung von Oberflächen
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4    Hinweise und Zeichenerklärung  
   

4.1    Bestehendes Gebäude zur Zeit der Planaufstellung 
(siehe Planzeichnung) 

    

4.2    Bestehendes Gebäude wird abgerissen (siehe Plan-
zeichnung) 

   

4.3    Bestehende Grundstücksgrenzen zur Zeit der 
Planaufstellung (siehe Planzeichnung) 

    
   

4.4    Bestehende Flurstücksnummer (beispielhaft aus der 

Planzeichnung) 

   

4.5  Artenschutz Um Verbotstatbestände im Sinne des § 44 Abs. 1 
BNatSchG zu vermeiden, sind die Vorgaben und Maß-
nahmen im artenschutzrechtlichen Kurzbericht der 
Sieber Consult GmbH in der Fassung vom 23.02.2023
einzuhalten bzw. umzusetzen. 

Hinsichtlich des artenschutzrechtlichen Konfliktpo-
tenzials "Vogelkollision an Glasfassaden" sind die
Empfehlungen der Vogelwarte Sempach ("Bauen mit
Glas und Licht") zu berücksichtigen. 

   

4.6   Vorhandener Baum (außerhalb des Geltungsberei-
ches, siehe Planzeichnung) 

   

4.7  Versickerungsanlagen 
für Niederschlags-
wasser 

Die üblichen Vorgaben zur Bemessung, Planung und
(konstruktiver) Ausführung von Sickeranlagen sind
u. a. dem Arbeitsblatt DWA-A 138 (4/2005) zu entneh-
men. 

Bemessung und konstruktive Ausführung der Versi-
ckerungsanlagen für Niederschlagswasser sind regel-
mäßig im bauaufsichtlichen Verfahren nachzuweisen
(Darstellung im Baugesuch). 

 

 Stadt Lindau (B)    Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 133 "Dreierstraße 9"  

mit 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 90 "Westliche Insel" 

Textteil (Entwurf) mit 17 Seiten, Fassung vom 20.02.2024 

Seite 10 

Für den restlichen Ausgleichsbedarf in Höhe von
12.419 Wertpunkte werden bereits generierte Öko-
punkte käuflich erworben. Der Ausgleichsbedarf wird
nach dem Leitfaden "Bauen im Einklang mit Natur und
Landschaft" in Wertpunkten und nicht in Ökopunkten
angegeben. Aufgrund der gleichen Vorgehensweise
zur Ermittlung des Eingriffs bzw. der Aufwertung ei-
ner Ausgleichsmaßnahme (Bestand – Planung), kann 
der Bedarf an Wertpunkten 1:1 in Ökopunkte über-
setzt werden. Es sind also 12.419 Wertpunkte erfor-
derlich. Entsprechende Kaufangebote wurden vom 
Vorhabenträger bereits eingeholt und per Vermitt-
lungsauftrag konkretisiert. Der Kauf der Ökopunkte 
wird rechtzeitig vor Fassung des Satzungsbeschlus-
ses nachgewiesen und vertraglich gesichert. 
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- Die Laderampe des ALDI-Marktes ist mit einer
"Gummilippe" auszuführen. 

- Die An- und Ablieferung der Lebenshilfe für Men-
schen mit Behinderung e.V. hat so zu erfolgen,
dass die Be- und Entladetätigkeiten im Gebäude-
inneren erfolgen. 

- In den Produktionsräumen der Lebenshilfe für
Menschen mit Behinderung e.V., in denen lärmre-
levante Tätigkeiten stattfinden, sind die Fenster
zum Zwecke der Belüftung lediglich zu kippen und
nicht vollständig zu öffnen. 

- Die Einkaufswagensammelstelle ist dreiseitig, fu-
gendicht einzuhausen und so zu errichten, dass
die Öffnung in Richtung Westen, bzw. Südwesten
ausgerichtet ist.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
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stück über die belebte Bodenzone (z. B. Muldenversi-
ckerung, Flächenversickerung) in den Untergrund zu
versickern. 

Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig
mit Niederschlagswasser in Berührung kommen (z. B.
Dachdeckungen, jedoch nicht Rinnen, Fallrohre, Ge-
länder etc.) sind Oberflächen aus Zink, Titan-Zink,
Kupfer oder Blei unzulässig, sofern diese Oberflä-
chen nicht mit geeigneten anderen Materialien (z. B.
Pulverbeschichtung) dauerhaft gegen Nieder-
schlagswasser abgeschirmt werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 u. 20 BauGB) 

    

1.5.3  Hauptfirstrichtung  Hauptfirstrichtung für das Dach des Hauptgebäudes
der KiTa; die eingezeichneten Firstrichtungen bezie-
hen sich auf die jeweilige überbaubare Grundstücks-
fläche und sind dort an jeder Stelle zulässig; bei meh-
reren sich kreuzenden Symbolen gelten diese alter-
nativ. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

1.5.4  Flächen für beson-
dere Anlagen und 
Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwir-
kungen im Sinne des 
Bundes-Immissions-
schutzgesetzes 

 Lärmschutzfestsetzung mit folgendem Inhalt: 

- Die Außenbauteile der Aufenthaltsräume (z. B. Bü-
roräume, Pausenräume) sind gemäß den Anforde-
rungen der DIN 4109 - Schallschutz im Hochbau -
auszuführen. Zur Bestimmung der o. g. baulichen
Schallschutzanforderungen ist von einem nach
DIN 4109 ermittelten maßgeblichen Außenlärmpe-
gel an der zur Bundesstraße B 12 nächstgelegenen
Gebäudeseite von mindestens 72 dB(A) auszuge-
hen. 

- Die Aufenthaltsräume (z. B. Büroräume, Pausen-
räume) sind mit aktiven lüftungstechnischen Anla-
gen auszustatten, sofern sie keine zu Lüften ge-
eigneten Fensteröffnungen in den Bereich, der
nicht von der Lärmschutzfestsetzung betroffen
ist, aufweisen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB; Nr. 15.6. PlanZV; siehe Plan-
zeichnung) 

    

1.5.5  Lärmschutztechni-
sche Bestimmungen 

 - Die An- und Ablieferung des ALDI-Marktes und der
Lebenshilfe für Menschen mit Behinderung e.V. ist
auf den Tagzeitraum (06:00 – 22:00 Uhr) be-
schränkt. 

 

 Stadt Lindau (B)    Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 133 "Dreierstraße 9"  

mit 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 90 "Westliche Insel" 

Textteil (Entwurf) mit 17 Seiten, Fassung vom 20.02.2024 

Seite 4 

    

1.4.3  Bodenbeläge in den 
privaten Grundstü-
cken / Wasserdurch-
lässige Beläge 

 Für Stellplätze und untergeordnete Wege sind aus-
schließlich wasserdurchlässige Beläge (z. B. in Splitt
verlegtes Pflaster mit Rasenfuge, Drainfugenpflaster,
Rasengittersteine, Schotterrasen) zulässig. 

Dies gilt nicht für Bereiche, die auf Grund eines im
Sinne dieser Planung zulässigen  

 Produktionsablaufes oder 

 regelmäßigen Befahrens mit Lkw oder 

 Verarbeitens oder Umlagerns von Grundwasser
belastenden Substanzen  

einen entsprechenden Bodenbelag erforderlich ma-
chen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

1.4.4  Pflanzungen im 
Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes 

 Pflanzungen: 

 Für die Pflanzungen in dem Baugebiet sind stand-
ortgerechte, heimische Bäume und Sträucher aus
der unten genannten Pflanzliste zu verwenden. 

 Bei Baumpflanzungen in Belagsflächen ist pro
Baum ein durchwurzelbarer Raum mit einer Tiefe
von mindestens 1,5 m und einem Volumen von
mindestens 12 m³ zur Verfügung zu stellen. Pro
Baum ist eine offene Baumscheibe von mindes-
tens 6 m² vorzusehen. Zu verwenden sind Sub-
strate nach der ZTV-Vegtra Mü (zusätzliche Tech-
nische Vorschriften für die Herstellung und An-
wendung verbesserter Vegetationstragschich-
ten). Überdeckte Baumscheiben sind nur in Ver-
bindung mit entsprechenden Wurzelraum-Belüf-
tungssystemen und vergrößerter Pflanzgrube zu-
lässig. 

 Bäume sind derart zu pflegen, dass sie sich gemäß
ihrem natürlichen Habitus entfalten können. Sie
sind nicht auf eine künstliche Höhe zurückzu-
schneiden. Bäume und Sträucher sind bei Ausfall
spätestens in der folgenden Pflanzperiode zu er-
setzen. 

 Bei der Pflanzung von Bäumen ist das Nachbar-
rechtsgesetz zu berücksichtigen. 

 Auf max. 5 % der Grundstücksfläche sind auch
Sträucher, die nicht in der u. g. Pflanzliste festge-
setzt sind, zulässig (z. B. Ziersträucher, Rosen-
züchtungen). 
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1.3.3  Umgrenzung von Flä-
chen für Nebenanla-
gen für Fahrradstän-
der bzw. das Unter-
stellen von Fahrrä-
dern 

 Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen für
Fahrradständer bzw. das Unterstellen von Fahrrä-
dern; Nebenanlagen sind auch innerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 14 BauNVO; Nr. 15.3.
PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

1.4  Festsetzungen zur Grünordnung 

1.4.1  Vermeidung von 
Schottergärten  

 Die nicht baulich genutzten Grundstücksflächen
(Freiflächen) sind gärtnerisch als unversiegelte Ve-
getationsflächen anzulegen, zu pflegen und dauer-
haft zu erhalten. Mit Kies, Schotter oder Steinen be-
deckte Flächen, die einen Pflanzendeckungsgrad von
weniger als 90 % aufweisen (sogenannte Schotter-
gärten), sind im Bereich dieser Freiflächen nicht zu-
lässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

1.4.2  Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung 
von Natur und Land-
schaft 

 Für die Außenbeleuchtung sind nur mit Lichtstrahl
nach unten gerichtete, vollständig insektendicht ein-
gekofferte (staubdichte) LED-Lampen oder nach
dem Stand der Technik vergleichbare insektenscho-
nende Lampentypen mit einer max. Lichtpunkthöhe
von 6,00 m über der Geländeoberkante zulässig, wel-
che ein bernsteinfarbenes bis warmweißes Licht
(Farbtemperatur kleiner/gleich 2.700 Kelvin) mit ge-
ringem UV- und Blauanteil aufweisen. Die Lampen
sind in den Nachtstunden von 22:00 bis 6:00 Uhr, so-
weit als aus Gründen der Arbeitssicherheit möglich,
abzuschalten. 

Eine Beleuchtung von Werbeanlagen, die sich nicht
direkt an Gebäuden befindet, ist unzulässig. Die Be-
nutzung von Skybeamern, blinkende, wechselnd far-
bige Anzeigen sowie die flächenhafte Beleuchtung
der Fassaden sind nicht zulässig. 

Es sind nur Photovoltaikmodule zulässig, die einen
Brechungsindex von ≤ 1,26 aufweisen. 

Der Einfriedung dienende bauliche Anlagen (z. B.
Zäune, Schiebetor) müssen mit Ausnahme erforderli-
cher Punktfundamente zur Geländeoberkante hin ei-
nen Höhenabstand von mind. 0,20 m zum Durch-
schlüpfen von Kleinlebewesen aufweisen. 

Die Maßnahmen bzw. Vorschriften sind im gesamten
Geltungsbereich durchzuführen bzw. zu beachten. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
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1.2.2  Überschreitung der
maximal zulässigen
Grundfläche  

 Die maximal zulässige Grundfläche darf neben der in
§ 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO getroffenen Vorschrift zur
Überschreitung (50 %) um weitere 50 %, jedoch
höchstens bis zu einer Grundflächenzahl von 1,0,
überschritten werden, sofern es sich bei der zuletzt
genannten Überschreitung ausschließlich um fol-
gende Anlagen handelt:  

 nicht vollflächig versiegelte Stellplätze und
nicht vollflächig versiegelte Zufahrten 

 Nebenanlagen, die keine Gebäude oder Ge-
bäudeteile sind im Sinne des § 14 BauNVO 

 bauliche Anlagen unterhalb der Geländeober-
fläche, durch die das Baugrundstück lediglich
unterbaut wird 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 19 Abs. 4 BauNVO) 

    

1.2.3  GH .... m ü. NHN  Maximal zulässige Gesamt-Gebäudehöhe über NHN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1
BauNVO; siehe Planzeichnung) 

    

1.3  Überbaubare Grundstücksfläche 

1.3.1  Bauliche Anlagen au-
ßerhalb der überbau-
baren Grundstücks-
fläche 

 Im Geltungsbereich sind außer den unter "Für die Be-
bauung vorgesehene Flächen und deren Art der bau-
lichen Nutzung "Aldi und KiTa"" genannten Nutzun-
gen auch untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen, die dem Nutzungszweck des Vorhabens die-
nen und die seiner Eigenart nicht widersprechen, zu-
lässig (z.B. Einkaufswagensammelboxen, Zufahrten,
Wege, Terrassen und Außenanlagen für die Bäckerei
sowie für die Lebenshilfe). Diese Anlagen sind auch
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zu-
lässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 u. 23 BauNVO) 

    

1.3.2  Umgrenzung von Flä-
chen für Stellplätze  

 

 Abweichend von den Aussagen unter "Bauliche Anla-
gen außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen" sind überdachte und nichtüberdachte Stell-
plätze nur innerhalb dieser Flächen und innerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 12 BauNVO; Nr. 15.3.
PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

 

 

Textliche Festsetzungen 

Die Stadt Lindau (B) erlässt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 135 "Neubau 

Aldi, Sennhofweg" als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB. 

Rechtliche Grundlagen: 

 Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 

1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch die §§ 2, 3 des Gesetzes 

vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385, 586) geändert worden ist 

 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 

(BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch Gesetz vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I 

Nr. 394) geändert worden ist 

 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 

2017 (BGBI. I S. 3786), die zuletzt durch Gesetz vom 03. Juli 2023 (BGBI. 2023  I 

Nr. 176) geändert worden ist 

 Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 

August 2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch Gesetz vom 23. 

Juni 2023 (GVBl. S. 250), durch § 4 des Gesetzes vom 7. Juli 2023 (GVBl. S. 327) 

und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 371) geändert 

worden ist 
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1    Planungsrechtliche Festsetzungen
1.1  Art der baulichen Nutzung

1.1.1  SO Sondergebiet 

Nahversorger 

 

 Das Sondergebiet Nahversorger dient der Nahver-
sorgung durch den Einzelhandelsanbieter Aldi, als
Standort der Lebenshilfe und für weitere gewerbliche
Nutzungen. 

Zulässig sind: 

- eine Aldi-Filiale mit 1.203,38 m² Verkaufsflä-
che,  

- Verwaltung, Produktion und ergänzende sozi-
ale Einrichtungen der Lebenshilfe für Men-
schen mit Behinderung e.V., Kreisvereinigung
Lindau, 

- Medizinisches Gesundheitshandwerk und 

- Gewerbliche Nutzungen nach Maßgabe des
Durchführungsvertrages. 

Nicht zulässig sind als o.g. gewerbliche Nutzungen: 

- Ferienwohnungen nach §13a Satz 1 BauNVO,

- Ferienräume nach §13a Satz 2 BauNVO, 

- Vergnügungsstätten und 

- Tankstellen. 

Zulässig sind ausschließlich Nutzungen und Anlagen,
zu deren Durchführung sich die Vorhabenträgerin im
Durchführungsvertrag verpflichtet. 

    

1.1.2  SO Sondergebiet Kin-

dertagesstätte 
 Das Sondergebiet Kindertagesstätte dient der Zuläs-

sigkeit einer Kindertagesstätte. 

Zulässig sind: 

- Eine Kindertagesstätte 

- Für den Betrieb der Kindertagesstätte not-
wendige Räume und Nebenanlagen 

    

1.2  Maß der baulichen Nutzung 

1.2.1  GR .... m²  Maximal zulässige Grundfläche bezogen auf die Bau-
grenze 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19
Abs. 2 BauNVO; Nr. 2.6. PlanZV; siehe Planzeichnung)
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1.2.2  Überschreitung der
maximal zulässigen
Grundfläche  

 Die maximal zulässige Grundfläche darf neben der in
§ 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO getroffenen Vorschrift zur
Überschreitung (50 %) um weitere 50 %, jedoch
höchstens bis zu einer Grundflächenzahl von 1,0,
überschritten werden, sofern es sich bei der zuletzt
genannten Überschreitung ausschließlich um fol-
gende Anlagen handelt:  

 nicht vollflächig versiegelte Stellplätze und
nicht vollflächig versiegelte Zufahrten 

 Nebenanlagen, die keine Gebäude oder Ge-
bäudeteile sind im Sinne des § 14 BauNVO 

 bauliche Anlagen unterhalb der Geländeober-
fläche, durch die das Baugrundstück lediglich
unterbaut wird 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 19 Abs. 4 BauNVO) 

    

1.2.3  GH .... m ü. NHN  Maximal zulässige Gesamt-Gebäudehöhe über NHN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1
BauNVO; siehe Planzeichnung) 

    

1.3  Überbaubare Grundstücksfläche 

1.3.1  Bauliche Anlagen au-
ßerhalb der überbau-
baren Grundstücks-
fläche 

 Im Geltungsbereich sind außer den unter "Für die Be-
bauung vorgesehene Flächen und deren Art der bau-
lichen Nutzung "Aldi und KiTa"" genannten Nutzun-
gen auch untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen, die dem Nutzungszweck des Vorhabens die-
nen und die seiner Eigenart nicht widersprechen, zu-
lässig (z.B. Einkaufswagensammelboxen, Zufahrten,
Wege, Terrassen und Außenanlagen für die Bäckerei
sowie für die Lebenshilfe). Diese Anlagen sind auch
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zu-
lässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 u. 23 BauNVO) 

    

1.3.2  Umgrenzung von Flä-
chen für Stellplätze  

 

 Abweichend von den Aussagen unter "Bauliche Anla-
gen außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen" sind überdachte und nichtüberdachte Stell-
plätze nur innerhalb dieser Flächen und innerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 12 BauNVO; Nr. 15.3.
PlanZV; siehe Planzeichnung) 
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 Für die Gehölzpflanzungen sind folgende
Pflanzqualitäten zu verwenden: 

- Baumqualität: StU 20-25, 4 x v mit Drahtballie-
rung 

- Strauchqualität: Größe 80-100, 2 x v o. B. 

 Im Übergangsbereich zur freien Landschaft und in
Bereichen, die an öffentliche Flächen angrenzen,
sind ausschließlich Laubgehölze zulässig. 

 Unzulässig sind Gehölze, die als Zwischenwirt für
die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau gelten,
speziell die in der Verordnung zur Bekämpfung der
Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandverordnung vom
20.12.1985, BGBl. I, 1985 S. 2551, zuletzt geändert
durch Artikel 10 der Verordnung vom 10.10.2012,
BGBl. I S. 2113) genannten. Ausnahmsweise sind
solche Obstbaumsorten zulässig, die nicht oder
nur in geringem Maße Überträger für die o. g. Er-
krankungen sind. 

Für das Baugebiet festgesetzte Pflanzliste: 

 

   

   Bäume 1. Wuchsklasse  

   Spitzahorn* Acer platanoides 

   Berg-Ahorn* Acer pseudoplatanus 

   Schwarz-Erle Alnus glutinosa 

   Rotbuche Fagus sylvatica 

   Stieleiche* Quercus robur 

   Winter-Linde Tilia cordata 

   Sommer-Linde Tilia platyphyllos 

     

   Bäume 2. Wuchsklasse  

   Obsthochstämme (ausschließlich 

Schalen- u. Steinobst sowie nicht 

oder nur in geringem Maße Feuer-

brand gefährdetes Kernobst) 

 

   Feld-Ahorn* Acer campestre 

   Grau-Erle Alnus incana 

   Hainbuche* Carpinus betulus 

   Vogel-Kirsche Prunus avium 

     

   Sträucher  

   Berberitze Berberis vulgaris 

   Kornelkirsche Cornus mas 

   Roter Hartriegel Cornus sanguinea 

   Gewöhnlicher Hasel Corylus avellana 

   Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 
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   Faulbaum Frangula alnus 

   Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum 

   Schlehe  Prunus spinosa 

   Echter Kreuzdorn Rhamnus cathartica 

   Hunds-Rose Rosa canina 

   Wein-Rose Rosa rubiginosa 

   Korb-Weide Salix viminalis 

   Schwarzer Holunder Sambucus nigra 

   Trauben-Holunder Sambucus racemosa 

   Wolliger Schneeball Viburnum lantana 

   Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus 

   * Artenauswahl für die Bäume mit verbindlichem Standort im Be-

reich des Parkplatzes 

   (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

    

1.4.5  Dachbegrünung  Die Flach- und Pultdächer (Dachneigung 3-20°) im
Geltungsbereich sind auf einer Fläche von mindes-
tens 75 % pro Dachfläche mit einer extensiven Dach-
begrünung zu versehen und dauerhaft zu erhalten.
Dies gilt nicht für technische Einrichtungen und Auf-
bauten bzw. Dachfenster zur Belichtung sowie für
Dachflächen, die zum Aufenthalt für Personen dienen
(z. B. Dachterrassen). Die Dachflächen sind mit einer
heimischen, standortgerechten Gräser-/Kräutermi-
schung anzusäen oder mit heimischen, standortge-
rechten Stauden und Sedumsprossen zu bepflanzen.
Die Mächtigkeit der Substratschicht muss mindes-
tens 11 cm betragen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

    

1.4.6  PV-Pflicht  Die PV-Pflicht gem. Art.  44a BayBO ist umzusetzen.

    

1.5  Sonstige Vorschriften 

1.5.1  Unterirdische Bau-
weise von Nieder-
spannungsleitungen 

 Niederspannungsleitungen sind ausschließlich in un-
terirdischer Bauweise zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

    

1.5.2  Ableitung von 
Niederschlagswasser 
auf den für die  
Bebauung vorgese-
henen Flächen 

 Auf den für die Bebauung vorgesehenen Flächen ist
Niederschlagswasser von versiegelten Flächen
(Dach- und Hofflächen), soweit dies auf Grund der
Bodenbeschaffenheit möglich ist, auf dem Grund-
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2    Zuordnung von Flächen und/oder Maß-
nahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a 
Abs. 3 BauGB an anderer Stelle gemäß 
§ 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB (externe Aus-
gleichsflächen/-maßnahmen) 

   

2.1  Ausgleich Der Ausgleichsbedarf von 14.064 Wertpunkten muss 
an anderer Stelle erbracht werden. Der Ausgleichs-
bedarf für den Radweg in Höhe von 1.645 Wertpunkte
wird separat ausgeglichen. Hierfür wird folgende 
städtische Ökokontomaßnahme zugeordnet: 

- Ökokontofläche der Stadt Lindau (B) 

- Gemarkung: Oberreitnau, Flurstück 857/0, In-
anspruchnahme einer Teilfläche des Flurstü-
ckes 

- Maßnahme: Schaffung eines extensiv genutz-
ten Streuobstbestandes auf ehemals intensiv 
genutzter landwirtschaftlicher Fläche 
(Acker/Intensivobst). 

Lage der Fl.-Nr. 857/0, Gemarkung: Oberreitnau (rot schraffiert); 

zugeordnete Teilfläche (orange schraffiert, grün umrandet) 
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Während der Bauzeit sollten die für die Versickerung
vorgesehenen Flächen wie folgt vor Verdichtung ge-
schützt werden:  

 keine Lagerung von Baumaterialien und Bodenaus-
hub 

 kein Befahren  

 keine Nutzung als Waschplatz jeglicher Art 

Zur fachgerechten Planung und Bauüberwachung der
Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser ist
das Hinzuziehen eines Fachingenieurs sinnvoll. 

Das Versickern von Niederschlagswasser stellt eine
Gewässernutzung dar, die grundsätzlich einer recht-
lichen Erlaubnis durch das zuständige Landratsamt
bedarf. Inwiefern im Einzelfall eine erlaubnisfreie Ver-
sickerung durchgeführt werden kann (Niederschlags-
wasserfreistellungsverordnung (NWFreiV)) sollte von
der Bauherrschaft bei dem zuständigen Landratsamt
in Erfahrung gebracht werden. 

Nicht sickerfähiges Niederschlagswasser von befes-
tigten Flächen, die kleiner als 1.000 m² sind, darf bei 
Beachtung der TRENOG entsprechend § 25 WHG 
(Gemeingebrauch) in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 
Nr. 2 BayWG erlaubnisfrei in den nächstgelegenen
Vorfluter eingeleitet werden. 

Bei Ableitung von Niederschlagswasser aus befestig-
ten Flächen größer 1.000 m² über die bestehende Re-
genwasserkanalisation ist bei einer Erhöhung der
Wassermenge ein Wasserrechtsverfahren durchzu-
führen. Die technischen Anforderungen für die Einlei-
tung sind für die qualitative Betrachtung in der DWA-
Richtlinie A 102 und für die quantitative Beurteilung in 
den DWA-Richtlinien M 153 und A 117 geregelt. Eine 
entsprechende Abstimmung mit dem Betreiber der
Regenwasserkanalisation (die Garten- und Tiefbau-
betriebe Lindau) ist hierzu erforderlich. 

In privaten Grundstücken darf nur unverschmutztes
Niederschlagswasser versickert werden. Zur Vermei-
dung einer Verunreinigung des Niederschlagswassers
sollte auf Tätigkeiten wie z. B. Reinigungsarbeiten, 
Be- und Entladungsarbeiten gefährlicher Stoffe etc.
verzichtet werden. Die Autowäsche auf einem Privat-
grundstück ist per Gesetz nicht zulässig; die gemein-
deeigenen Regelungen sind zu beachten und können
beim jeweiligen Ordnungsamt angefragt werden. 

Auch für die nicht großflächigen baukonstruktiven
Elemente sollte auf die Verwendung von Oberflächen
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Der Baum ist bei Abgang durch eine entsprechende
Neupflanzung zu ersetzen. 

   

   Zu pflanzender Baum 2. Wuchsklasse, variabler
Standort innerhalb der jeweiligen privaten Grünflä-
che; es sind ausschließlich Gehölze aus der Pflanz-
liste zu "Pflanzungen im Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes" zu verwenden.
Der Baum ist bei Abgang durch eine entsprechende
Neupflanzung zu ersetzen. 

   

   Zu pflanzende Sträucher, variabler Standort inner-
halb der jeweiligen privaten Grünfläche; es sind aus-
schließlich Gehölze aus der Pflanzliste zu "Pflanzun-
gen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes" zu verwenden. Die Sträucher sind
bei Abgang durch entsprechende Neupflanzungen zu
ersetzen. 

   

13.2.2   

 

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für die Er-
haltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen; Pflanzbindung. 

Der Gehölzbestand ist zu erhalten, zu pflegen und zu
entwickeln. 

   

15.  Sonstige Planzeichen 

15.3  Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, sowie
für Fahrradständer bzw. das Unterstellen von Fahr-
rädern 

   

  Umgrenzung von Flächen für Stellplätze  

 

   

15.6   

 

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes 

   

Pflanzbindung 

   LS 
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zu erstellen (entsprechend gelten § 21 Abs. 1, § 40 
Abs. 2 KrW-/AbfG und Art. 12 BayBodSchG Satz 1 u. 
2). 

Werden bei Aushubarbeiten Verunreinigungen des
Bodens festgestellt (z. B. Müllrückstände, Verfärbun-
gen des Bodens, auffälliger Geruch o. a.) ist das Land-
ratsamt Lindau und das Wasserwirtschaftsamt Kemp-
ten unverzüglich zu benachrichtigen. 

Schadstoffbelasteter Boden und Aushub ist entspre-
chend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vor-
schriften ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen,
entsprechende Nachweise sind zu führen und dem
Landratsamt auf Verlangen vorzulegen. 

   

4.16  Ergänzende Hinweise Datengrundlage: Auszug aus der Digitalen Flurkarte
(DFK) des Amtes für Digitalisierung, Breitband und
Vermessung, Stand: 08.2023 

Die Höhenangaben über NHN beziehen sich auf das
Bezugshöhensystem DHHN 12. 

   

4.17  Landwirtschaftliche 
Emissionen 

Die von den landwirtschaftlichen Flächen ausgehen-
den Lärm-, Geruchs- und Staubemissionen, die auch 
bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung entstehen,
sind entschädigungslos zu dulden. 

   

4.18  Plangenauigkeit Obwohl die Planzeichnung auf einer digitalen (CAD)
Grundlage erstellt ist (hohe Genauigkeit), können sich
im Rahmen der Ausführungsplanung und/oder der
späteren Einmessung Abweichungen ergeben (z.B.
unterschiedliche Ausformung der Verkehrsflächen,
unterschiedliche Grundstücksgrößen etc.). Weder die
Stadt Lindau (B) noch die Planungsbüros übernehmen 
hierfür die Gewähr. 
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3    Bauordnungsrechtliche Vorschrif-
ten (BOV) gemäß § 9 Abs. 4 BauGB mit 
Zeichenerklärung

   

3.1  Werbeanlagen auf 
den für die Bebauung 
vorgesehenen  
Flächen 

Es gilt die Werbeanlagensatzung der Stadt Lindau (B)
in der jeweiligen Fassung. 

   

3.2  DN .... - ....° Dachneigung; Winkel zwischen der Horizontalen und 
der Ebene des Daches als Mindest- und Höchstmaß; 
gilt für das Dach des Hauptgebäudes (Außenkante
Außenwand). 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO; siehe Planzeichnung) 
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